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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1953 Ausgegeben am 4. Juli 1953 20. Stück

85. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Verfassungsgerichtshofgesetzes.
86. Internationale Pflanzenschutzkonvention.

85. Kundmachung der Bundesregierung
vom 12. Mai 1953, womit das Verfassungs-

gerichtshofgesetz wiederverlautbart wird.

Artikel I.

Auf Grund des § 1 des Wiederverlautbarungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, werden in der An-
lage die Bestimmungen des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1930, BGBl. Nr. 127, neu ver-
lautbart.

Artikel II.

(1) Bei der Wiederverlautbarung dieses Bundes-
gesetzes sind die Änderungen u n d Ergänzungen
berücksichtigt worden, die sich aus nachstehen-
den Rechtsvorschriften ergeben:

1. Dem Bundesgesetz vom 26. März 1931,
BGBl. N r . 100, betreffend die Abänderung des
Unvereinbarkeitsgesetzes vom 30. Juli 1925,
BGBl. N r . 294;

2. dem Bundesgesetz vom 16. Juni 1931, BGBl.
N r . 181, über Volksbegehren auf Grund der
Bundesverfassung;

3. der Verordnung vom 17. März 1938,
Deutsches RGBl. I S. 253, über die Einführung
der Reichsmarkwährung im Lande Österreich;

4. dem Gesetz vom 12. September 1945, StGBl.
N r . 172, Prokuraturgesetz;

5. dem Gesetz vom 30. November 1945,
StGBl. N r . 231, Schillinggesetz;

6. dem Bundesverfassungsgesetz vom 9. Ok-
tober 1946, BGBl. N r . 211, Verfassungs- und
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 1946;

7. dem Bundesgesetz vom 11. Juni 1947, BGBl.
N r . 132, Verfassungsgerichtshofgesetz-Novelle
1947;

8. dem Bundesverfassungsgesetz v o m 2 1 . Jän-
ner 1948, BGBl. N r . 45, Finanzverfassungsgesetz
1948;

9. dem Bundesgesetz vom 16. Juni 1948, BGBl.
N r . 154, Prokuraturgesetz-Novelle.

(2) Im § 20 Abs. 6 des wiederverlautbarten
Gesetzes ist ein Redaktionsfehler richtiggestellt
worden, indem stat t des do r t vo rkommenden
Wor tes „Bescheide" der richtige Ausdruck „Be-
schlüsse" eingesetzt worden ist.

(3) Gemäß des Art . III des 2. Verfassungsüber-
leitungsgesetzes 1945, StGBl. N r . 232, ist im § 6
Abs. 2 und im § 12 Abs. 4 an Stelle der Wor te
„Länder- und Ständerat" die Bezeichnung
„Bundesrat" gesetzt worden.

(4) Beim Titel D des wiederverlautbarten Ge-
setzes ist die Bezugnahme auf die Anfech-
tung von Landtagsbeschlüssen und die Zitierung
des § 7 Abs. 8 u n d 9 des Finanzverfassungs-
gesetzes gestrichen worden, da sich diese Zitie-
rungen auf das Finanzverfassungsgesetz, BGBl.
N r . 61/1931, bezogen haben, das inzwischen
durch das Finanzverfassungsgesetz 1948, BGBl.
N r . 45, ersetzt worden ist, das keine bezüglichen
Bestimmungen mehr enthält . Aus diesem Grunde
mußten auch die Bestimmungen des § 66 Abs. 1
und 2 als gegenstandslos entfallen.

(5) Die im neuverlautbarten Gesetze sich er-
gebenden Änderungen und Ergänzungen sind
im Texte der Wiederverlautbarung durch
Kursivbemerkungen ersichtlich gemacht worden.

Artikel III.

Das neuverlautbarte Gesetz ist als „Verfas-
sungsgerichtshofgesetz — VerfGG. 1953" zu
bezeichnen.

Art ikel IV.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im
Bundesgesetzblatte festgestellt.

Raab Schärf Helmer Gerö
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Gruber

Anlage

Verfassungsgerichtshofgesetz —
VerfGG. 1953.

E r s t e r A b s c h n i t t .

Organisation des Verfassungsgerichtshofes.

§ 1. Der Verfassungsgerichtshof besteht aus
einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten, zwölf
weiteren Mitgliedern und sechs Ersatzmitgliedern.
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§ 2. (1) Der Verfassungsgerichtshof wähl t aus
seiner Mit te auf die Dauer v o n drei Jahren stän-
dige Referenten. Der Vizepräsident kann auch
mi t der Funkt ion eines ständigen Referenten be-
t rau t werden. Solange keine Wahl vorge-
nommen werden kann, bestellt die fehlenden
ständigen Referenten der Präsident des Ver-
fassungsgerichtshofes.

(2) Der Präsident oder de r Vizepräsident,
wenigstens zwei der ständigen Referenten und
wenigstens zwei Ersatzmitglieder müssen ihren
Wohnsi tz in Wien haben.

§ 3. (1) Die Leitung des Verfassungsgerichts-
hofes steht dem Präsidenten zu; er führ t den
Vorsitz bei den Verhandlungen und Beratungen.

(2) Im Falle seiner Verhinderung hat ihn
der Vizepräsident zu ver t re ten.

(3) Ist auch dieser verhindert , so übern immt
die Leitung das in Wien anwesende an Jahren
älteste Mitglied des Verfassungsgerichtshofes.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 gelten
auch, wenn die Stelle des Präsidenten unbesetzt
ist.

(5) Der Präsident kann dem Vizepräsidenten
auch, abgesehen v o m Falle des Abs. 2, den Vor-
sitz bei Verhandlungen und Beratungen über-
tragen. Der Vizepräsident ist berechtigt, an den
Verhandlungen, in denen er nicht den Vorsitz
führt , als Stimmführer teilzunehmen.

§ 4. (1) Der Präsident, der Vizepräsident und
die ständigen Referenten erhalten vom Ersten
des ihrer Bestellung nachfolgenden Monates an
eine Geldentschädigung in dem Ausmaß, auf das
jeweils die Mitglieder des Nationalrates Anspruch
haben.

(2) Der Präsident erhält außerdem eine Zu-
lage in der H ö h e der Hälfte, der Vizepräsident
in der H ö h e eines Viertels dieser Geldentschädi-
gung. Bekleidet der Vizepräsident auch die Funk-
tion eines ständigen Referenten, so erhält er für
diese Funkt ion keine Geldentschädigung.

§ 5. Die anderen Mitglieder und die Ersatz-
mitglieder des Verfassungsgerichtshofes erhalten
für jede Sitzung, an der sie teilgenommen haben,
eine Geldentschädigung, die für jeden Sitzungs-
tag ein Zwanzigstel der für einen Monat ent-
fallenden Entschädigung eines ständigen Refe-
renten beträgt.

§ 5 a. (1) Den nicht in Wien wohnhaften Mit -
gliedern und Ersatzmitgliedern wird außer den
in den §§ 4 und 5 best immten Entschädigungen
für jede Sitzung eine Vergütung der Reisekosten
und den nicht in Wien wohnhaften, unter § 5
fallenden Mitgliedern und Ersatzmitgliedern
überdies eine Vergütung der durch den Auf-
enthalt in Wien verursachten besonderen Kosten
gewährt. Das Ausmaß der Reisekosten und der
durch den Aufenthalt in Wien verursachten be-
sonderen Kosten für die nicht in Wien wohn-

haften Mitglieder und Ersatzmitglieder, die
unter § 5 fallen, wird von der Bundesregierung
besonders geregelt.

(2) Die Geldentschädigungen gemäß §§ 4, 5
u n d 5 a sind steuer-, gebühren- und exekutions-
frei.

§ 6. (1) Zu jeder Verhandlung des Verfassungs-
gerichtshofes sind der Vizepräsident und sämt-
liche übrigen Mitglieder einzuladen.

(2) Im Falle der Verhinderung eines Mitgliedes
ist ein Ersatzmitglied zu laden. Dabei ist tun-
lichst darauf Rücksicht zu nehmen, ob das ver-
hinderte Mitglied auf Vorschlag der Bundes-
regierung, auf Vorschlag des Nationalrates oder
auf Vorschlag des Bundesrates e rnannt worden
ist.

§ 7. (1) Der Verfassungsgerichtshof ist be-
schlußfähig, wenn der Vorsitzende und wenig-
stens acht Stimmführer anwesend sind.

(2) Bei der Verhandlung über folgende An-
gelegenheiten genügt zur Beschlußfähigkeit die
Anwesenheit des Vorsitzenden und von vier
Stimmführern:

a) über vermögensrechtliche Ansprüche an
den Bund, an die Länder, die Bezirke, die
Gemeinden und Gemeindeverbände, die
weder im ordentlichen Rechtsweg auszu-
tragen, noch durch Bescheid einer Verwal-
tungsbehörde zu erledigen sind (Art. 137
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung der Verfassungs- und Verwaltungs-
gerichtsbarkeits-Novelle 1946 vom 9. Ok-
tober 1946, BGBl. Nr. 211); (BGBl.
Nr. 132/1947, Art. 1 Z. 1.)

b) über Kompetenzkonflikte zwischen Ge-
richten und Verwaltungsbehörden (Art . 138
Abs. 1 lit. a des Bundes-Verfassungs-
gesetzes);

c) über alle Fälle, die in nichtöffentlicher
Sitzung erledigt werden, mi t Ausnahme der
Fälle des § 10 Abs. 2 u n d 4.

§ 8. (1) Die Mitglieder des Verfassungsgerichts-
hofes geloben vor dem Ant r i t t ihres Amtes die
unverbrüchliche Beobachtung der Verfassung
und aller anderen Gesetze der Republ ik sowie
die gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten.

(2) Der Präsident und der Vizepräsident legen
das Gelöbnis in die H a n d des Bundespräsidenten,
die Mitglieder und Ersatzmitglieder in die H a n d
des Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes ab.

(3) Die Beifügung einer religiösen Beteuerung
zu den nach den Abs. 1 und 2 abzulegenden Ge-
löbnissen ist zulässig.

§ 9. Die Erteilung eines Urlaubes an den
Präsidenten oder Vizepräsidenten ist dem Bun-
despräsidenten vorbehalten. Den Mitgliedern
und Ersatzmitgliedern des Verfassungsgerichts-
hofes wird der Urlaub vom Präsidenten des Ge-
richtshofes erteilt.
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§ 10. (1) Ein Mitglied oder Ersatzmitglied ist
durch Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes
vom A m t zu entheben:

a) wenn ein Umstand eintr i t t , der nach
Art . 147 Abs. 4 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes ausschließt, daß das Mitglied (Er-
satzmitglied) dem Verfassungsgerichtshof
weiter angehöre,

b) wenn die Voraussetzungen des Art . 147
Abs. 7 des Bundes-Verfassungsgesetzes ge-
geben sind,

c) wenn sich das Mitglied (Ersatzmitglied)
durch sein Verhal ten in oder außer dem
Amte der Achtung u n d des Vertrauens,
die sein A m t erfordert, unwürdig gezeigt
oder die Verpflichtung zur Amtsverschwie-
genheit gröblich verletzt hat , oder

d) wenn das Mitglied (Ersatzmitglied) durch
körperliche oder geistige Gebrechen zur
Erfüllung seiner Amtspflicht untauglich
wird.

(2) Das Verfahren zur Enthebung eines Mit-
gliedes (Ersatzmitgliedes) vom Amte kann in den
im Abs. 1 un te r lit. a bis c angeführten Fällen
n u r auf Grund eines nach Vernehmung dieses
Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) durch den Präsi-
denten oder das vom Präsidenten damit be-
t rau te Mitglied des Verfassungsgerichtshofes ge-
faßten Beschlusses des Verfassungsgerichtshofes
eingeleitet werden. Der Beschluß wird in nicht-
öffentlicher Sitzung nach Anhörung des General-
p rokura to rs gefaßt und ha t die Anschuldigungs-
p u n k t e best immt zu bezeichnen. Der Verfas-
sungsgerichtshof kann auch in nichtöffentlicher
Sitzung die vorläufige Enthebung eines Mitglie-
des, gegen das das Verfahren eingeleitet wird,
v o m Amte verfügen. Auf das weitere Verfahren
finden die Vorschriften der §§ 15, 16, 18 bis 23
des Richterdisziplinargesetzes vom 21 . Mai 1868,
RGBl. N r . 46, sinngemäß Anwendung. Stellt
eine Pflichtverletzung eine gerichtlich strafbare
Hand lung dar, gelten sinngemäß die Vorschrif-
ten der §§ 33 u n d 34 des letztbezogenen Ge-
setzes.

(3) Auf das Verfahren im Falle des Abs. 1
lit. d finden die Bestimmungen des § 52 Abs. 2
u n d des § 53 des erwähnten Richterdisziplinar-
gesetzes sinngemäß Anwendung.

(4) Ein Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes nach Abs. 1 kann nu r mi t einer Mehrheit
von wenigstens zwei Dri t te ln der Mitglieder be-
schlossen werden und hat auf Enthebung des
Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) vom Amte zu
lauten. Im Falle des Abs. 1 lit. b hat sich der
Verfassungsgerichtshof auf die Feststellung zu
beschränken, daß das Mitglied (Ersatzmitglied)
drei aufeinanderfolgenden Einladungen zu einer
Verhandlung des Verfassungsgerichtshofes ohne
genügende Entschuldigung keine Folge geleistet

hat ; diese Feststellung steht einem Erkenntnis
auf Enthebung vom Amte gleich.

§ 11. W e n n eine Stelle im Verfassungsgerichts-
hof erledigt ist, ha t der Präsident dies dem
Bundeskanzler mitzuteilen, der wegen Einholung
des für diese Stelle erforderlichen Vorschlages
(Art . 147 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes)
das Notwendige zu veranlassen hat.

§ 12. (1) Die Ablehnung eines Mitgliedes in
einer vor dem Verfassungsgerichtshof zur Ver-
handlung gelangenden Angelegenheit ist nicht
zulässig.

(2) Ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofes
ist von der Ausübung seines Amtes ausge-
schlossen:

a) in den Fällen, in denen ein Richter nach
den in diesem Gesetze bezogenen Prozeß-
gesetzen ausgeschlossen wäre;

b) wenn es in der dem Verfassungsgerichts-
hofe vorliegenden Angelegenheit an der
Erlassung eines Bescheides im Verwaltungs-
verfahren mitgewirkt hat .

(3) V o n der Verhand lung u n d Entscheidung
über eine Wahlanfechtung sind die Mitglieder
ausgeschlossen, die in der Sache an der Entschei-
dung einer Wahlbehörde te i lgenommen haben.

(4) Bei der Prüfung der Gesetzmäßigkeit einer
Vero rdnung sind die Mitglieder ausgeschlossen,
die zu r Zeit der Erlassung dieser V e r o r d n u n g
der Bundesregierung oder der betreffenden
Landesregierung angehör t haben. Bei der P rü -
fung der Verfassungsmäßigkeit v o n Gesetzen
sind die Mitglieder ausgeschlossen, die der gesetz-
gebenden Körperschaft, die das betreffende Ge-
setz beschlossen hat, zur Zeit des Gesetzesbeschlus-
ses angehör t haben. Ebenso sind bei der
Prüfung der Verfassungsmäßigkeit v o n Gesetzen
des Bundes auch die Mitglieder ausgeschlossen,
die dem Bundesra t zu r Zeit des Gesetzesbeschlus-
ses angehör t haben.

(5) Bei der Prüfung der Gesetzmäßigkeit einer
Vero rdnung oder der Verfassungsmäßigkeit eines
Gesetzes sind, wenn die Prüfung auf An t rag
eines Gerichtes durchzuführen ist, die Mitglieder
ausgeschlossen, die dem antragstel lenden Gericht
angehören.

(6) O b ein Ausschließungsgrund vorliegt, ent-
scheidet der Verfassungsgerichtshof selbst, u n d
zwar in nichtöffentlicher Sitzung.

§ 13. (1) Die Angelegenheiten, die das dem
Verfassungsgerichtshof angehörende Verwal-
tungspersonal u n d die sachlichen Erfordernisse
betreffen, werden u n t e r der Verantwort l ichkei t
des Bundeskanzlers geführt .

(2) V o r allen Ernennungen , die das Verwal -
tungspersonal betreffen, ist der aus dem Präsi-
denten, dem Vizepräsidenten u n d den ständigen
Referenten des Verfassungsgerichtshofes be-
stehende Personalsenat zu hören .
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§ 14. (1) Der Verfassungsgerichtshof beschließt
seine Geschäftsordnung selbst. Sie ist durch den
Bundeskanzler kundzumachen.

(2) In der Geschäftsordnung wird auch geregelt,
welche Mittel — abgesehen von der Verhängung
von Mutwillens- und Ordnungsstrafen nach
§ 28 — dem Präsidenten bei der Handhabung
der Geschäftsordnung und zur Aufrechterhaltung
der R u h e und O r d n u n g bei den Verhandlungen
und Beratungen des Verfassungsgerichtshofes zur
Verfügung stehen.

(3) Der Verfassungsgerichtshof verfaßt nach
Abschluß eines jeden Jahres einen Bericht über
seine Tätigkeit und die hiebei gesammelten Er-
fahrungen und teilt diesen Bericht dem Bundes-
kanzler mit .

Z w e i t e r A b s c h n i t t .

Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof.

1. A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n .

§ 15. (1) Die an den Verfassungsgerichtshof ge-
mäß Art. 137 bis 145 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes gerichteten Anträge sind schriftlich zu
stellen.

(2) Der Antrag hat zu enthalten die Bezug-
nahme auf den Artikel des Bundes-Verfassungs-
gesetzes, auf. Grund dessen der Verfassungs-
gerichtshof angerufen wird, die Darstellung des
Sachverhaltes, aus dem der Antrag hergeleitet
wird, und ein bestimmtes Begehren.

§ 16. Der Präsident weist jede anfallende
Rechtssache einem ständigen Referenten zu. Er
kann aber ausnahmsweise auch ein anderes Mit-
glied des Verfassungsgerichtshofes mit einem
Referat betrauen.

§ 17. (1) Jeder Eingabe sind so viele Aus-
fertigungen der Eingabe und jeder Beilage anzu-
schließen, daß jeder nach dem Gesetze zur Ver-
handlung zu ladenden Partei (Behörde) ein
Exemplar zugestellt werden kann.

(2) Klagen nach § 37, Anträge nach §§ 46, 48
und 50 sowie Beschwerden sind, wenn sie nicht
un te r die Bestimmung des § 24 Abs. 1 fallen,
durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt ein-
zubringen. (BGBl. Nr. 132/1947, Art. I Z. 2.)

(3) Die Eingaben können auch Rechtsausfüh-
rungen enthalten.

§ 18. Eingaben, die den Anforderungen der
§ § 1 5 und 17 oder anderen durch dieses Gesetz
aufgestellten Formerfordernissen nicht entspre-
chen, sind, sofern die Mängel voraussichtlich zu
beheben sind, vom Referenten dem Einbringer
zu r Verbesserung innerhalb einer Frist zurück-
zustellen.

§ 19. (1) Die Erkenntnisse des Verfassungs-
gerichtshofes werden mi t Ausnahme der Er-
kenntnisse nach § 10 nach einer öffentlichen

mündlichen Verhandlung geschöpft, zu der der
Antragsteller, die Gegenpartei und die etwa sonst
Beteiligten zu laden sind.

(2) Die Erkenntnisse werden im N a m e n der
Republik verkündet und ausgefertigt.

(3) Die Zurückweisung eines Antrages wegen
offenbarer Nichtzuständigkeit des Verfassungs-
gerichtshofes, wegen Versäumung einer gesetz-
lichen Frist, wegen nicht behobenen Mangels der
formellen Erfordernisse, wegen rechtskräftig
entschiedener Sache, wegen Mangels der Legiti-
mat ion sowie die Einstellung des Verfahrens
wegen Zurücknahme des Antrages oder wegen
Klaglosstellung (§ 86 a) k a n n auch ohne voran-
gegangene Verhandlung in nichtöffentlicher
Sitzung beschlossen werden.

(4) Ferner ist durch einen in nichtöffentlicher
Sitzung zu fassenden Beschluß — abgesehen von
den Fällen, die in diesem Gesetz und in den im § 35
Abs. 1 bezeichneten Gesetzen vorgesehen sind —
zu entscheiden, über An t räge auf Volls treckung
der Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes
gemäß Ar t . 146 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes u n d über An t räge auf Kostenbest im-
mung im Fall einer Einstel lung des Verfahrens.

§ 20. (1) Erledigungen bloß prozeßlei tender
Natur im Vorverfahren sowie Verfügungen, die
lediglich zur Vorbereitung der Verhandlung
dienen, werden vom Referenten ohne Einholung
eines Gerichtsbeschlusses getroffen.

(2) Insbesondere kann der Referent zur Vor -
bereitung der Verhandlung die Vernehmung von
Beteiligten, Zeugen, Sachverständigen u n d Aus-
kunftspersonen, die Vornahme eines Augen-
scheines, die Herbeischaffung von U r k u n d e n
oder Amtsakten verfügen sowie Auskünfte von
Behörden einholen. H a t die Behörde die Akten
nicht vorgelegt oder eine Äußerung (Gegen-
schrift) nicht erstattet , so kann der Verfassungs-
gerichtshof, wenn er die Behörde auf diese
Säumnisfolge vorher ausdrücklich hingewiesen
hat, auf Grund der Behauptungen des Antrag-
stellers (Beschwerdeführers) erkennen. (BGBl.
Nr. 132/1947, Art. I Z. 3.)

(3) Die Behörden können bei Vorlage von
Akten an den Verfassungsgerichtshof bekannt-
geben, ob und welche Akten oder Aktenteile
im öffentlichen Interesse von der sonst den Be-
teiligten zustehenden Einsicht auszuschließen
sind. Erachtet der Referent, daß die von der
Behörde mitgeteilte Ausschließung von Akten
oder Aktentei len zu weit geht, so hat er die Be-
hörde über seine Bedenken einzuvernehmen und
kann allenfalls einen in nichtöffentlicher Sitzung
zu fassenden Beschluß des Gerichtshofes darüber
einholen.

(4) Der Referent kann die vorberei tenden Er-
hebungen selbst durchführen oder da rum die
zuständige Behörde ersuchen.
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(5) Ersuchschreiben an Behörden gehen vom
Präsidenten aus.

(6) Die schriftlichen Ausfertigungen der Er-
kenntnisse, Beschlüsse u n d sonstigen Erledigun-
gen des Verfassungsgerichtshofes werden un te r
Wiedergabe der auf der Urschrift beigesetzten
Fert igungen v o n der Kanzlei m i t dem Vermerk
„Für die Richtigkeit der Ausfert igung" be-
glaubigt.

§ 2 1 . (1) Eine Verhandlung, die anberaumt
ist, kann nu r aus erheblichen Gründen verlegt
werden. Für einen darauf gerichteten Antrag ist
die Zus t immung der Gegenpartei weder erforder-
lich noch ausreichend.

(2) Die Verlegung wird durch den Gerichtshof
beschlossen, wenn dieser versammelt ist, sonst
v o n dem Präsidenten verfügt.

§ 22. Der Präsident ordnet die Verhandlung
an. Sie ist durch Anschlag an der Amtstafel und
durch die „Wiener Zei tung" vorher kundzu-
machen.

§ 23 . Das Ausbleiben der Geladenen steht der
Verhandlung und Entscheidung nicht entgegen.

§ 24. (1) Der Bund, die Länder, die Bezirke
und die Gemeinden sowie die Behörden dieser
Gebietskörperschaften, ebenso auch die von
Organen dieser Körperschaften verwalteten Stif-
tungen, Fonds und Anstalten werden durch be-
vollmächtigte Organe vertreten.

(2) Die Parteien können unbeschadet der Be-
s t immung des § 17 Abs. 2 ihre Sache vo r dem
Verfassungsgerichtshofe selbst führen oder sich
durch einen Rechtsanwalt ver t reten lassen.

(3) Die F inanzprokura tur ist befugt, im Ver-
fahren vor dem Verfassungsgerichtshofe die im
§ 2 Abs. 1 Z. 1 bis 4 und Abs. 2 des Prokura tu r -
gesetzes, StGBl. N r . 172/1945, genannten Rechts-
träger zu ver t re ten u n d zum Schutz öffentlicher
Interessen gemäß § 1 Abs. 3 des Prokura tu r -
gesetzes einzuschreiten, soweit sie von den zu-
ständigen Verwaltungsorganen oder der zustän-
digen Aufsichtsbehörde dami t be t rau t ist. Die
Betrauung bedarf keines besonderen Nachweises.
(StGBl. Nr. 172/1945, § 7 Abs. 1 in der Fassung
von BGBl. Nr. 154/1948, Art. I 2. 6.)

(4) Die Ver t re tung durch einen Rechtsanwalt
oder durch die F inanzprokura tur schließt nicht
aus, daß auch die Parteien selbst erscheinen und
im eigenen Namen Erklärungen abgeben.

(5) Die für die Parteien auftretenden Organe
u n d Ver t re ter haben ihre Bevollmächtigung
nachzuweisen.

(6) Durch Verordnung der Bundesregierung
wird best immt, ob und für welche in den
Abs. 1 und 3 bezeichneten Ver t re ter das Tragen
von Amtskleidern bei den Verhandlungen des
Verfassungsgerichtshofes vorgeschrieben oder für
zulässig erklärt wird.

§ 25. Die Verhandlung beginnt mi t dem Vor-
trag des Referenten. Sein Bericht hat den aus
den Ak ten sich ergebenden Sachverhalt, den
Wor t l au t der von den Parteien gestellten An-
träge und das Ergebnis der etwa gepflogenen
Erhebungen zu enthalten. Die in den schrift-
lichen Eingaben enthal tenen Rechtsausführungen
sind nur dann vorzulesen, wenn die Eingabe von
einer Partei her rühr t , die zur Verhandlung nicht
erschienen ist, oder wenn eine der erschienenen
Parteien die Verlesung verlangt.

§ 26. (1) Das Erkenntnis ist, wenn möglich,
sogleich nach Schluß der mündlichen Verhand-
lung zu fällen u n d mit den wesentlichen Ent -
scheidungsgründen sofort mündlich zu ver-
künden. Die Verkündung des Erkenntnisses ist
von der Anwesenheit de r Parteien nicht ab-
hängig.

<2) W e n n das Erkenntnis nicht sofort nach
Schluß der mündlichen Verhandlung gefällt wer-
den kann, so wird es entweder mündlich in einer
besonderen, den Beteiligten nach Schluß der Ver-
handlung sofort bekanntzugebenden öffentlichen
Tagsatzung verkündet oder nach Ermessen des
Gerichtshofes auf schriftlichem Wege durch Zu-
stellung einer Ausfertigung bekanntgemacht.

§ 27. Der Ersatz der Kosten des Verfahrens
findet n u r statt , wenn er in diesem Gesetz aus-
drücklich vorgesehen ist.

§ 28. (1) Über Personen, die die Amtshandlung
des Verfassungsgerichtshofes stören oder durch
ungeziemendes Benehmen den Anstand ver-
letzen, kann der Vorsitzende, wenn Ermahnung
erfolglos geblieben ist, eine Ordnungsstrafe bis
zu r H ö h e von 66 S und, falls diese uneinbring-
lich ist, Haf t bis z u drei Tagen verhängen. Bei
erschwerenden Umständen ist die selbständige
oder gleichzeitige Verhängung einer Haftstrafe
bis zur angegebenen Dauer zulässig. Die gleichen
Ordnungsstrafen kann der Verfassungsgerichts-
hof über Personen verhängen, die sich in schrift-
lichen Eingaben einer beleidigenden Schreibweise
bedienen. Die Verhängung einer Ordnungsstrafe
schließt die strafgerichtliche Verfolgung wegen
derselben Hand lung nicht aus. (Deutsches RGBl. I
S. 253/1938, § 1 und StGBl. Nr. 231/1945, §§ 3
und 4.)

(2) Gegen Personen, die die Tät igkei t des Ver-
fassungsgerichtshofes offenbar mutwill ig in An-
spruch nehmen, oder in der Absicht einer Ver-
schleppung der Angelegenheit unrichtige Angaben
machen, kann der Verfassungsgerichtshof eine
Mutwillensstrafe bis 200 S und im Falle der U n -
einbringlichkeit Haf t bis zu drei Tagen ver-
hängen. (Deutsches RGBl. I S. 253/1938, § 1 und
StGBl. Nr. 231/1945, §§ 3 und 4.)

(3) Die Ordnungs- u n d Mutwillensstrafen
fließen dem Bunde zu.
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(4) Die Verfügungen des Präsidenten des Ver-
fassungsgerichtshofes und die Beschlüsse des
Verfassungsgerichtshofes, mit denen Ordnungs-
oder Mutwillensstrafen verhängt werden, sind
Exekutionstitel. Die Exekution wird von den
ordentlichen Gerichten bewilligt und durchge-
führt.

§ 29. (1) Über die Verhandlung ist ein Proto-
koll zu führen; es hat den Namen des Vor-
sitzenden, der anwesenden Stimmführer des Ver-
fassungsgerichtshofes, die erschienenen Parteien
und deren Vertreter sowie die wesentlichen Vor-
kommnisse der Verhandlung, insbesondere die
von den Parteien gestellten Anträge, zu ent-
halten.

(2) Über die nichtöffentliche Beratung und Ab-
stimmung ist ein besonderes Protokoll zu führen.
Jedes Protokoll ist von dem Vorsitzenden und
dem Schriftführer zu unterschreiben.

§ 30. (1) Die. Beratung und Abstimmung sind
nicht öffentlich.

(2) Die Beratung beginnt mi t der Antragstel-
lung des Referenten, worauf die Wechselrede ein-
geleitet wird. Nach Abschluß der Wechselrede
erfolgt die Abst immung.

(3) Der Vorsitzende stellt fest, in welcher
O r d n u n g über die gestellten Anträge abgestimmt
werden soll. Auf Antrag eines Stimmführers ist
hierüber vom Gerichtshof ein Beschluß einzu-
holen. Die Stimmführer haben ihre Stimmen
nach dem Lebensalter vom ältesten angefangen,
abzugeben.

§ 3 1 . Die Beschlüsse werden mi t unbedingter
St immenmehrhei t gefaßt. Der Vorsitzende
s t immt nicht mit . H a t aber von mehreren Mei-
nungen wenigstens eine die Hälfte aller St immen
auf sich vereinigt, ist auch der Vorsitzende ver-
pflichtet, seine Stimme abzugeben. T r i t t er in
diesem Fall einer Meinung bei, die die Hälfte der
Stimmen auf sich vereinigt hat , ist sie zum Be-
schluß erhoben. Besteht zwischen zwei gleichge-
teilten Meinungen der Unterschied nur über
Summen, kann der Vorsitzende auch eine mi t t -
lere Summe bestimmen.

§ 32. (1) H a t sich für keine Meinung die zu
einem Beschluß erforderliche St immenmehrhei t
ergeben, ist die Umfrage zu wiederholen.

(2) Ergibt sich auch hiebei nicht die erforder-
liche St immenmehrhei t , ist eine neue Abstim-
mung vorzunehmen, bei der die gestellten An-
träge nötigenfalls in mehrere Fragepunkte zu
zerlegen sind.

(3) Der über einen Punk t gefaßte Beschluß ist
der Beratung und Beschlußfassung über alle
folgenden Punkte in der Ar t zugrunde zu legen,
daß ihn auch die Stimmführer, die dem früheren
Beschluß nicht zugestimmt haben, als Grund-
lage anzunehmen u n d danach weiter abzu-
st immen haben.

§ 33. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand wegen Versäumung einer Frist kann nur
in den Fällen des Art . 144 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes stattfinden. Über einen solchen
Antrag entscheidet der Verfassungsgerichtshof in
nichtöffentlicher Sitzung.

§ 34. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens
kann nur in den Fällen der Art . 137, 143
und 144 des Bundes-Verfassungsgesetzes statt-
finden. Über ihre Zulässigkeit entscheidet
der Verfassungsgerichtshof in nichtöffentlicher
Sitzung.

§ 35. (1) Soweit dieses Gesetz keine anderen
Bestimmungen enthält , sind die Best immungen
der Zivi lprozeßordnung u n d des Einführungs-
gesetzes zur Zivi lprozeßordnung sinngemäß an-
zuwenden.

(2) Insbesondere finden die Bestimmungen
dieser Gesetze auch auf die Berechnung von
Fristen Anwendung; die Tage des Postenlaufes
werden in die Fristen nicht eingerechnet.

§ 36. Für Exekutionen, die auf Grund des
Art. 146 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes
durchzuführen sind, bildet das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes den Exekutionstitel.

2. B e s o n d e r e V o r s c h r i f t e n .

A. Bei vermögensrechtlichen Ansprüchen ge-
gen den Bund, die Länder, Bezirke, Ge-
meinden und Gemeindeverbände, die
weder im ordentlichen Rechtsweg auszu-
tragen, noch durch Bescheid einer Verwal-
tungsbehörde zu erledigen sind (Art . 137
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung der Verfassungs- und Verwaltungs-
gerichtsbarkeits-Novelle 1946 v o m 9. O k -
tober 1946, BGBl. N r . 211).
(BGBl. Nr. 132/1947, Art. 1 Z. 4.)

§ 37. Das Begehren ist in einer Klage zu
stellen, die gegen den Bund, gegen ein Land,
gegen einen Bezirk oder gegen eine Gemeinde als
beklagte Partei gerichtet wird.

§ 38. Die Klage kann auch auf Feststellung
des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtes
oder Rechtsverhältnisses gerichtet werden, wenn
die klagende Partei ein rechtliches Interesse daran
hat, daß das Recht oder das Rechtsverhältnis
alsbald festgestellt werde.

§ 39. (1) Eine Ausfertigung der Klage samt
deren Beilagen ist de r beklagten Partei mit dem
Auftrage zuzustellen, innerhalb einer best immten
Frist eine Gegenschrift einzubringen. Die Frist
ist mi t mindestens zwei Wochen zu bemessen.

(2) Zu r Vorberei tung der Verhandlung kann
den Parteien auch die Ers ta t tung weiterer Äuße-
rungen und Gegenäußerungen innerhalb zu be-
st immender Fristen freigestellt werden.

(3) Eine Verlängerung dieser Fristen kann nu r
aus erheblichen Gründen bewilligt werden; die
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Zustimmung der Gegenpartei ist hiezu weder
erforderlich noch ausreichend.

§ 40. Nach Einlangen der Gegenschrift und
weiterer etwa verlangter Äußerungen oder nach
Ablauf der Fristen beraumt der Präsident die
Verhandlung an.

§ 41. Dem unterliegenden Teil kann auf An-
trag der Ersatz der Prozeßkosten auferlegt
werden.

B. Bei Entscheidungen in Kompetenzfragen
(Art. 138 des Bundes-Verfassungsgesetzes).

a) In d e n F ä l l e n des A r t . 138
Abs. 1 d e s B u n d e s - V e r f a s -
s u n g s g e s e t z e s ( K o m p e t e n z k o n -
f l i k t e ) .

§ 42. (1) Der Antrag auf Entscheidung eines
Kompetenzkonfliktes, der dadurch entstand, daß
ein Gericht und eine Verwaltungsbehörde
(Art. 138 Abs. 1 lit. a des Bundes-Verfassungs-
gesetzes) die Entscheidung derselben Sache in An-
spruch genommen oder in der Sache selbst ent-
schieden haben (bejahender Kompetenzkonflikt),
kann nur so lange gestellt werden, als nicht in
der Hauptsache ein rechtskräftiger Spruch ge-
fällt ist.

(2) Der Antrag ist von der zuständigen ober-
sten Verwaltungsbehörde des Bundes oder eines
Landes b innen der Frist v o n vier Wochen nach
Ablauf des Tages zu stellen, an dem diese Be-
hörde von dem Kompetenzkonfl ikt amtlich
Kenntnis erlangt hat.

(3) Die Versäumung dieser Frist ha t die Zu-
ständigkeit des Gerichtes zur Entscheidung der
Rechtssache zur Folge.

(4) Die antragstellende Behörde hat sofort dem
betreffenden Gerichte mitzuteilen, daß sie den
Antrag gestellt hat .

(5) Das Einlangen dieser Mittei lung unterbr icht
das anhängige Verfahren bis zur Entscheidung
des Verfassungsgerichtshofes.

§ 43. (1) Ist ein Kompetenzkonfl ikt dadurch
entstanden, daß der Verwaltungsgerichtshof und
ein anderes Gericht oder der Verwal tungs-
gerichtshof und der Verfassungsgerichtshof
selbst oder endlich ein ordentliches u n d ein
anderes Gericht (Art . 138 Abs. 1 lit. b des
Bundes-Verfassungsgesetzes) die Entscheidung
derselben Sache in Anspruch genommen haben
(bejahender Kompetenzkonflikt) , so hat der Ver-
fassungsgerichtshof nu r dann ein Erkenntnis zu
fällen, wenn von dem Gericht oder von einem
der genannten Gerichtshöfe ein rechtskräftiger
Spruch in der Hauptsache noch nicht gefällt ist.

(2) H a t ein Gericht bereits einen rechtskräf-
tigen Spruch in der Hauptsache gefällt, so bleibt
die alleinige Zuständigkeit dieses Gerichtes auf-
recht.

(3) Lag ein rechtskräftiger Spruch in der H a u p t -
sache noch nicht vor , so ist das Verfahren zur
Entscheidung des Kompetenzkonfliktes einzu-
leiten, sobald der Verfassungsgerichtshof von
dem Entstehen des Konfliktes, sei es durch An-
zeige eines im Abs. 1 bezeichneten Gerichtes oder
der an der Sache beteiligten Behörden oder Par-
teien, sei es durch den Inhal t seiner eigenen
Akten, Kenntnis erlangt.

(4) Die im Abs. 3 genannten Behörden sind zu
dieser Anzeige verpflichtet.

(5) Die Einleitung des Verfahrens beim Ver-
fassungsgerichtshof unterbricht das bei dem be-
treffenden Gericht anhängige Verfahren bis zur
Entscheidung des Kompetenzkonfliktes.

§ 44. Während der Unterbrechung kann die
Aufschiebung einer bewilligten Exekution, die
Exekution zur Sicherstellung, eine einstweilige
Verfügung oder deren Aufschiebung von dem
zuständigen Gerichte nach Maßgabe der Bestim-
mungen der Exekut ionsordnung bewilligt
werden.

§ 45. Zur Verhandlung sind die beteiligten
Parteien zu laden. Den beteiligten Behörden,
einschließlich der Gerichte, ist das Erscheinen
freizustellen.

§ 46. (1) Der Antrag auf Entscheidung eines
Kompetenzkonfliktes, der dadurch entstand, daß
in derselben Sache ein Gericht und eine Verwal-
tungsbehörde oder der Verwaltungsgerichtshof
u n d ein anderes Gericht oder der Verwaltungs-
gerichtshof und der Verfassungsgerichtshof oder
ein ordentliches Gericht und ein anderes Gericht
(Art. 138 Abs. 1 lit. a und b des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes) die Zuständigkeit albgelehnt
halben (verneinender Kompetenzkonflikt) , kann
nur von der beteiligten Partei gestellt werden.

(2) Zu r Verhandlung ist die beteiligte Partei
zu laden. Den beteiligten Behörden, einschließlich
der Gerichte, ist das Erscheinen freizustellen.

§ 47. (1) Ents teht ein Kompetenzkonfl ikt
zwischen zwei Ländern oder zwischen einem
Land und dem Bund (Art . 138 Abs. 1 lit. c des
Bundes-Verfassungsgesetzes) dadurch, daß jedes .
der Länder oder das Land und der Bund das
Verfügungs- oder Entscheidungsrecht in der-
selben Verwaltungsangelegenheit beansprucht
haben (bejahender Kompetenzkonflikt) , so kann
jede der beteiligten Regierungen den Antrag auf
Entscheidung stellen.

(2) Der Antrag ist binnen der Frist von vier
Wochen nach Ablauf des Tages zu stellen, an
dem die antragstellende Regierung von dem
Kompetenzkonflikt amtlich Kenntnis erlangt hat .

(3) Die antragstellende Regierung hat sofort
der beteiligten Regierung den Antrag mitzu-
teilen.
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(4) Die Anrufung des Verfassungsgerichtshofes
hat die Unterbrechung des bei den Verwaltungs-
behörden anhängigen Verfahrens zur Folge.

§ 48. Die am Verfahren beteiligten Personen
sind berechtigt, im Fall eines Kompetenzkonflik-
tes gemäß den §§ 42, 43 und 47 an die zur
Antragstellung berufene Verwaltungs- oder
Gerichtsbehörde das Begehren zu richten, den
Antrag auf Entscheidung des Kompetenzkon-
fliktes im Sinne des Gesetzes zu stellen. Wird
diesem Antrag binnen einer Frist von vier
Wochen nicht entsprochen, so ist die Partei
selbst berechtigt, den Antrag auf Entscheidung
des Kompetenzkonfliktes binnen weiteren vier
Wochen beim Verfassungsgerichtshof zu stellen.

§ 49. Zur Verhandlung sind die beteiligten
Regierungen und die an der Sache beteiligten
Parteien zu laden.

§ 50. (1) Entsteht ein Kompetenzkonflikt
(Art. 138 Abs. 1 lit. c des Bundes-Verfassungs-
gesetzes) dadurch, daß zwei Länder oder ein
Land und der Bund das Verfügungs- oder Ent-
scheidungsrecht in derselben Verwaltungsange-
legenheit abgelehnt haben (verneinender Kom-
petenzkonflikt), so kann die abgewiesene Partei
den Antrag auf Entscheidung stellen.

(2) Zur Verhandlung sind der Antragsteller
und die beteiligten Regierungen zu laden.

§ 51. Das Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes über die Kompetenz hat auch die Auf-
hebung der diesem Erkenntnis entgegenstehenden
behördlichen Akte auszusprechen.

§ 52. Im Fall eines im Sinne der §§ 46, 48
und 50 durch die Partei anhängig gemachten
Kompetenzkonfliktes kann der Verfassungs-
gerichtshof der Gebietskörperschaft, deren Be-
hörde die Kompetenz mit Unrecht abgelehnt
oder mit Unrecht in Anspruch genommen hat,
den Ersatz der der Partei erwachsenen Prozeß-
kosten auferlegen.

b) I n d e n F ä l l e n des A r t . 138
Abs . 2 d e s B u n d e s - V e r f a s -
s u n g s g e s e t z e s .

§ 53. Der Antrag im Sinne des Art. 138
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes hat die
Feststellung zu begehren, ob eine Angelegenheit
nach Gesetzgebung oder Vollziehung in die Zu-
ständigkeit des Bundes oder der Länder fällt.

§ 54. Handelt es sich um die Zuständigkeit
der Gesetzgebung, dann hat der Antrag einen
Gesetzentwurf zu enthalten, der den Gegenstand
der Beschlußfassung in einer gesetzgebenden
Körperschaft bilden soll.

§ 55. Handelt es sich um die Zuständigkeit der
Vollziehung, dann hat der Antrag zu enthalten:

a) bei Verordnungen: den Entwurf der in
Aussicht genommenen Verordnung und die
Bezeichnung der Behörde, von der die Ver-
ordnung erlassen werden soll;

b) bei sonstigen Akten der Vollziehung: den
gegebenen Tatbestand, der einer Regelung
unterzogen werden soll, und die Angabe
der Behörde von der der Bescheid ergehen
soll.

§ 56. (1) Das Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes über einen Antrag nach § 53 wird
nach öffentlicher mündlicher Verhandlung ge-
fällt.

(2) Zur Verhandlung sind außer der antrag-
stellenden Regierung die Bundesregierung und
sämtliche Landesregierungen mit dem Beifügen
zu laden, daß es ihnen freisteht, an der Verhand-
lung teilzunehmen.

(3) Zugleich mit der Anberaumung der Ver-
handlung werden die nichtantragstellenden Re-
gierungen aufgefordert, eine schriftliche Äuße-
rung über den Gegenstand dem Verfassungs-
gerichtshofe so rechtzeitig vorzulegen, daß diese
Äußerung spätestens eine Woche vor der Ver-
handlung dem Verfassungsgerichtshofe vorliegt.

(4) Der Verfassungsgerichtshof faßt seine Fest-
stellung in einem Rechtssatz zusammen. Der
Rechtssatz ist vom Bundeskanzler unverzüglich
im Bundesgesetzblatte kundzumachen.

C. Bei Anfechtung der Gesetzmäßigkeit von
Verordnungen (Art. 139 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes).

§ 57. (1) Der Antrag, eine Verordnung als
gesetzwidrig aufzuheben, muß begehren, daß
entweder die Verordnung ihrem ganzen Inhalte
nach oder daß bestimmte Stellen der Verord-
nung als gesetzwidrig aufgehoben werden. Der
Antrag hat die gegen die Gesetzmäßigkeit der
Verordnung sprechenden Bedenken im einzelnen
darzulegen.

(2) Von einem Gerichte kann der Antrag auf
Aufhebung einer Verordnung oder von be-
st immten Stellen einer solchen nur dann gestellt
werden, wenn die Verordnung vom Gericht in
der anhängigen Rechtssache unmittelbar anzu-
wenden oder wenn die Gesetzmäßigkeit der
Verordnung eine Vorfrage für die Entscheidung
der bei diesem Gericht anhängigen Rechtssache
ist.

§ 58. (1) Der Präsident ordnet ohne Verzug
die Verhandlung an; zu dieser sind die betei-
ligten Regierungen und, wenn der Antrag von
einem Gerichte gestellt worden ist, auch die an
der Sache beteiligten Parteien zu laden.
. (2) Die Regierung, die zur Vertretung der an-

gefochtenen Verordnung berufen ist, hat binnen
zwei Wochen nach Empfang der Ladung eine
schriftliche Äußerung über den Gegenstand zu
erstatten.
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§ 59. (1) Das Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes ist tunlichst binnen einem Monat
nach Einlangen des Antrages zu fällen.

(2) Wird die Verordnung als gesetzwidrig
erkannt, so hat das Erkenntnis auszusprechen,
ob der ganze Inhalt der Verordnung oder ob
bestimmte Stellen gesetzwidrig sind.

§ 60. (1) Das Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes ist dem Antragsteller unverzüglich
zuzustellen. Wenn den Antrag ein Gericht
gestellt hatte, so hat es das unterbrochene Ver-
fahren sofort aufzunehmen. Bei der Entschei-
dung der anhängigen Rechtssache ist das Gericht
an die Rechtsanschauung gebunden, die der Ver-
fassungsgerichtshof in dem Erkenntnis über die
Gesetzmäßigkeit der Verordnung ausgesprochen
hat.

(2) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes
ist auch der Behörde, die die Verordnung er-
lassen hatte, zuzustellen. Lautet es auf Aufhe-
bung einer Verordnung, so muß in der nach
Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes
zu erlassenden Kundmachung zum Ausdruck ge-
bracht werden, daß die Verordnung durch das
genau zu bezeichnende Erkenntnis des Ver-
fassungsgerichtshofes aufgehoben worden ist.

§ 61. Diese Bestimmungen finden sinngemäß
Anwendung, wenn der Verfassungsgerichtshof
über die Gesetzwidrigkeit einer Verordnung von
Amts wegen (Art. 139 Abs. 1 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes) zu erkennen hat.

D. Bei Anfechtung der Verfassungsmäßigkeit
von Gesetzen (Art. 140 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes).
(Finanz-Verfassungsgesetz 1948, BGBl.
Nr. 45/1948.)

§ 62. (1) Der Antrag, ein Gesetz als verfas-
sungswidrig aufzuheben, m u ß begehren, daß ent-
weder das Gesetz seinem ganzen Inhalte nach
oder daß bestimmte Stellen des Gesetzes als
verfassungswidrig aufgehoben werden. Der An-
trag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des
Gesetzes sprechenden Bedenken im einzelnen
darzulegen.

(2) Vom Obersten Gerichtshof oder v o m Ver-
waltungsgerichtshof kann der Ant rag auf Auf-
hebung eines Gesetzes oder v o n best immten
Stellen eines solchen (Art . 140 Abs. 1 des Bundes-
Verfassungsgesetzes) nur auf Grund eines Be-
schlusses der Vollversammlung des Obersten
Gerichtshofes oder des Verwaltungsgerichtshofes
gestellt werden.

§ 63. (1) Der Präsident ordnet ohne Verzug die
Verhandlung an. Zu dieser sind die beteiligten
Regierungen zu laden. Z u r Ver t re tung eines an-
gefochtenen Bundesgesetzes ist die Bundesregie-
rung, eines angefochtenen Landesgesetzes die zu-
ständige Landesregierung berufen. Ist der An-

t rag vom Obersten Gerichtshof oder vom Ver-
waltungsgerichtshof gestellt worden, so sind
auch die an der Sache beteiligten Parteien zu
laden.

(2) Zugleich mi t der Anberaumung der Ver-
handlung wird die berufene Regierung aufge-
fordert , eine schriftliche Äußerung über den
Gegenstand dem Verfassungsgerichtshofe so
rechtzeitig vorzulegen, daß die Äußerung späte-
stens eine Woche vor der Verhandlung dem
Gerichtshofe vorliegt.

(3) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes ist tunlichst b innen einem Monate nach
Einlangen des Antrages zu fällen.

§ 64. (1) Das Erkenntnis ha t auszusprechen, ob
der ganze Inhalt des Gesetzes oder bestimmte
Stellen als verfassungswidrig aufgehoben werden.

(2) Lautet das Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes auf Aufhebung, so ist es auch dem
Bundeskanzler oder dem zuständigen Landes-
hauptmanne zuzustellen. In der nach Art . 140
Abs. 3 des Bundes-Verfassungsgesetzes zu er-
lassenden Kundmachung m u ß zum Ausdruck ge-
bracht werden, daß das Gesetz durch das genau
zu bezeichnende Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes aufgehoben worden ist.

§ 65. Diese Bestimmungen finden sinngemäß
Anwendung, wenn der Verfassungsgerichtshof
über die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes
von Amts wegen (Art . 140 Abs. 1 des Bundes-
Verfassungsgesetzes) zu entscheiden hat .

§ 66. Gegenstandslos.
(Art. II Abs. 4 der Kundmachung.)

E. Bei Anfechtung von Wahlen und Erklä-
rung des Mandatsverlustes (Art. 141 des
Bundes-Verfassungsgesetzes).

§ 67. (1) Wahlen zu den allgemeinen Vertre-
tungskörpern können wegen jeder behaupteten
Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens angefochten
werden. Die Anfechtung hat den begründeten
Antrag auf Nichtigerklärung des ganzen oder
eines bestimmten Teiles des Wahlverfahrens zu
enthalten.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind Wähler-
gruppen (Parteien), die bei der durch die Wahl-
ordnung vorgeschriebenen Wahlbehörde Wahl-
vorschläge für die angefochtene Wahl rechtzeitig
vorgelegt haben, und zwar durch ihren zu-
stellungsbevollmächtigten. Vertreter. Sieht die
Wahlordnung keine derartige Anmeldung von
Wahlvorschlägen vor, so richtet sich die Berech-
tigung zur Anfechtung von Wahlen vor dem
Verfassungsgerichtshofe nach den besonderen Be-
stimmungen solcher Wahlordnungen. Eine Wahl-
anfechtung kann auch der Wahlwerber einbrin-
gen, der behauptet, daß ihm die Wählbarkeit im
Wahlverfahren rechtswidrig aberkannt worden
sei.
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§ 68. (1) Die Wahlanfechtung m u ß binnen vier
Wochen nach Beendigung des Wahlverfahrens,
wenn aber in dem betreffenden Wahlgesetz ein
Instanzenzug vorgesehen ist, b innen vier Wochen
nach Zustellung des in letzter Instanz ergan-
genen Bescheides eingebracht sein. Sie m u ß mit
allen von ihr berufenen, in Urschrift oder Ab-
schrift anzuschließenden Behelfen belegt sein.

(2) Der Verfassungsgerichtshof hat eine Aus-
fertigung der eingebrachten Wahlanfechtung der
nach der in Betracht kommenden Wahlordnung
höchsten Wahlbehörde mi t dem Auftrag zu
übermit te ln , die Wahlak ten b innen einer be-
s t immten Frist vorzulegen. Dieser Wahlbehörde
steht es frei, eine Gegenschrift spätestens bei
Vorlage der Wahlak ten zu erstatten.

§ 69. (1) Z u r öffentlichen mündlichen Ver-
handlung vor dem Verfassungsgerichtshofe sind
außer der anfechtenden Partei alle Wähler-
gruppen (Parteien) zu laden, die an der Bewer-
bung zu der angefochtenen Wahl tei lgenommen
haben, oder die sonst nach der betreffenden
Wahlordnung zur Anfechtung der Wahl be-
rechtigten Parteien. De r i m § 68 Abs. 2 bezeich-
neten Wahlbehörde ist die Entsendung eines
Vertreters freizustellen.

(2) Besteht die in der Wahlanfechtung be-
hauptete Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens
darin, daß eine nicht wählbare Person für ge-
wähl t erklärt oder einer wählbaren Person die
Wählbarkei t zu Unrecht aberkannt worden ist,
ist auch diese Person zu laden.

§ 70. (1) Einer gemäß § 67 eingebrachten Wahl -
anfechtung hat der Verfassungsgerichtshof statt-
zugeben, wenn die behauptete Rechtswidrigkeit
des Wahlverfahrens erwiesen wurde u n d auf das
Wahlergebnis von Einfluß war. In dem der An-
fechtung stattgebenden Erkenntnis hat der Ver-
fassungsgerichtshof entweder das ganze Wahlver-
fahren oder von ihm genau zu bezeichnende
Teile des Wahlverfahrens aufzuheben.

(2) Gibt der Verfassungsgerichtshof einer
Wahlanfechtung statt , weil eine nicht wählbare
Person für gewählt erklär t worden ist, so hat
er die Wahl dieser Person für nichtig zu erklären.
In diesem Falle finden die Bestimmungen der be-
treffenden Wahlo rdnung Anwendung, die sich
auf das Freiwerden eines Mandats beziehen.

(3) Gibt der Verfassungsgerichtshof einer
Wahlanfechtung statt , weil einer wählbaren Per-
son die Wählbarkei t zu Unrecht aberkannt
worden ist, so hat das Erkenntnis auszusprechen,
ob hiedurch die Wahl anderer Personen nichtig
geworden ist, und in diesem Falle die Wahl die-
ser Personen aufzuheben. H a t die angefochtene
Wahl auf G r u n d von angemeldeten Partei-
listen stattgefunden, so hat die zuständige Wahl-
behörde ihre Ver lautbarung des Wahlergebnisses
richtigzustellen.

(4) Die Wahlbehörden, die nach Stat tgebung
der Wahlanfechtung in der Sache die weiteren
Verfügungen zu treffen haben, sind an die ta t -
sächlichen Feststellungen und an die Rechts-
anschauung gebunden, von denen der Ver-
fassungsgerichtshof bei seinem Erkenntn is aus-
gegangen ist.

(5) In den Fällen der Abs. 1 bis 3 ist das
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes dem
Vorsitzenden des betreffenden Ver t re tungs-
körpers unverzüglich zuzustellen. Personen,
deren Wahl durch das Erkenntnis als aufgehoben
oder nichtig erklär t anzusehen ist, haben von
dem dieser Zustellung folgenden Tag a n den Be-
ra tungen des betreffenden Vert re tungskörpers
fernzubleiben.

§ 7 1 . (1) Die allgemeinen Ver t re tungskörper
können jederzeit beim Verfassungsgerichtshof
den Ant rag stellen, ein Mitglied des Ver t re tungs-
körpers aus einem gesetzlich vorgesehenen
Grunde seines Mandats für verlustig zu erklären.
Wird ein solcher Beschluß von einem allgemeinen
Vertre tungskörper gefaßt, so ha t dessen Vor -
sitzender, wenn es sich aber u m ihn selbst han-
delt, sein Stellvertreter den Antrag namens des
Vertretungskörpers beim Verfassungsgerichtshof
einzubringen.

(2) T r i t t der Verlust der Wählbarkeit infolge
strafgerichtlicher Verurteilung ein, ist der Ver-
fassungsgerichtshof an das rechtskräftige Straf-
urteil gebunden.

(3) Auf das Verfahren sind die Bestimmungen
über Wahlanfechtungen sinngemäß anzuwen-
den. Zur öffentlichen mündlichen Verhand-
lung ist diejenige Person, die ihres Mandats für
verlustig erklärt werden soll, zu laden. Dem Ver-
tretungskörper ist es freizustellen, einen Ver-
treter zu der Verhandlung zu entsenden.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 sind
sinngemäß anzuwenden, wenn der Antrag auf
Mandatsverlust gemäß §§ 7 und 8 des Unver-
einbarkeitsgesetzes vom 30. Juli 1925, BGBl.
Nr . 294, in der Fassung BGBl. Nr . 100/1931
gestellt wird. (BGBl. Nr. 100/1931.)

§ 71 a. (1) Für den Fall der Anfechtung des
Ergebnisses einer Volksabstimmung nach den
Bestimmungen des § 14 Abs. 1 und 2 des
Bundesgesetzes vom 2. Juli 1929, BGBl. Nr . 292,
über Volksabstimmungen auf Grund der Bundes-
verfassung und für den Fall der Anfechtung
nach § 19 Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes vom
16. Juni 1931, BGBl. Nr . 181, über Volks-
begehren auf Grund der Bundesverfassung, sind
im ersten Fall die Bestimmungen der §§ 68 und
69 Abs. 1, im zweiten Fall die Bestimmungen
der §§ 68 und 70 Abs. 1 und 4 sinngemäß an-
zuwenden. (BGBl. Nr. 181/1931, § 19 Abs. 1
und 2.)
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(2) Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem
Erkenntnis über eine solche Anfechtung gege-
benenfalls die ziffermäßige Ermittlung der
Hauptwahlbehörde richtigzustellen.

F. Bei Anklagen, mit denen die verfassungs-
mäßige Verantwortlichkeit der obersten
Bundes- und Landesorgane für die durch
ihre Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften
Rechtsverletzungen geltend gemacht wird
(Art. 142 und 143 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes).

§ 72. (1) Die von der Bundesversammlung, v o n
dem Nat iona l ra t oder von einem Landtag be-
schlossenen Anklagen werden beim Verfassungs-
gerichtshofe durch Übermi t t l ung einer be-
glaubigten Abschrift des Protokol ls über die
Sitzung erhoben, in der der Anklagebeschluß
gefaßt worden ist.

(2) Der betreffende Vertretungskörper hat
zugleich die Mitglieder zu bezeichnen, die mit der
Vertretung der Anklage vor dem Verfassungs-
gerichtshofe beauftragt sind.

(3) Bei einer Anklage gemäß Ar t . 142 Abs. 2
lit. d oder gemäß Ar t . 102 a Abs. 3 des Bundes-
Verfassungsgesetzes m u ß de r v o m Bundeskanzler
eingebrachten Anklage die beglaubigte Abschrift
der Stellen des Minis terra tsprotokol ls beigelegt
werden, aus denen der Beschluß de r Bundes-
regierung auf Erhebung der Anklage hervorgeht .
Das gilt s inngemäß auch für den Fall der
nachträglichen Ausdehnung der Anklage auf ein
nach Ar t . 103 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes mi t Angelegenheiten de r mi t te lbaren
Bundesverwal tung befaßtes Mitglied der Landes-
regierung.

§ 7 3 . W i r d eine Anklage auch gemäß Ar t . 143
des Bundes-Verfassungsgesetzes erhoben, so sind
in der Anklageschrift die dem Beschuldigten zu r
Last gelegten strafbaren Hand lungen nach allen
ihren gesetzlichen, die A n w e n d u n g eines be-
s t immten Strafsatzes bedingenden Merkmalen ,
ihre gesetzliche Benennung u n d die Stellen des
Strafgesetzes, deren Anwendung beantragt wird,
anzuführen.

§ 74. (1) Der Anordnung der öffentlichen
mündlichen Verhandlung hat eine Vorunter-
suchung voranzugehen.

(2) Diese Voruntersuchung führ t ein v o m
Präsidenten aus den Mitgliedern des Verfassungs-
gerichtshofes bestellter Untersuchungsrichter .

(3) Beamte sind bei ihrer V e r n e h m u n g durch
den Untersuchungsrichter und in der öffentlichen
mündl ichen Verhand lung der Pflicht zur A m t s -
verschwiegenheit en tbunden .

(4) Die Untersuchung ist m i t tunlichster Be-
schleunigung durchzuführen.

(5) Die Vorunte rsuchung ist einzustellen, wenn
die Körperschaft, die die Anklage e rhoben ha t

oder bei einer Anklage nach Ar t . 142 Abs. 2 lit. d
oder nach Ar t . 102 a Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes die Bundesregierung die Zurück-
ziehung der Anklage beschlossen hat . Hie rüber
entscheidet de r Verfassungsgerichtshof in nicht-
öffentlicher Sitzung.

§ 75 . (1) Nach geschlossener Voruntersuchung
legt der Untersuchungsrichter die Akten dem
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes vor , de r
die öffentliche mündliche Verhand lung anzuord-
nen hat.

(2) Der Tag der öffentlichen mündlichen Ver-
handlung ist derar t zu bestimmen, daß dem
Angeklagten insoweit er nicht selbst eine A b -
kürzung begehrt, zu r Vorberei tung seiner Ver-
teidigung eine Frist von wenigstens zwei Wochen
bleibt.

(3) Z u r öffentlichen mündlichen Verhandlung
sind sowohl der Angeklagte als dessen Ver-
teidiger sowie die mi t der Ver t re tung der An-
klage Beauftragten zu laden.

§ 76. Der Untersuchungsrichter ist von der
Mitwirkung bei der öffentlichen mündlichen
Verhandlung ausgeschlossen.

§ 77. Die Öffentlichkeit der mündlichen Ver-
handlung darf nur wegen Gefährdung der
Sicherheit des Staates ausgeschlossen werden.

§ 78. Die öffentliche mündliche Verhandlung
beginnt mi t der Verlesung der Anklage durch
den Schriftführer.

§ 79. (1) W e n n der Angeklagte verurteil t wird,
hat der Verfassungsgerichtshof in der Regel auch
über geltendgemachte Ersatzansprüche zu er-
kennen.

(2) Das Urtei l kann sich darauf beschränken,
die Verpflichtung zur Ersatzleistung auszu-
sprechen u n d die Feststellung des Betrages dem
ordentlichen Rechtsweg vorzubehalten.

§ 80. (1) Die Anklage m u ß beim Verfassungs-
gerichtshofe binnen einem Jahr nach dem Tag
erhoben werden, an dem die beschuldigte Person
aus der Amtstät igkeit geschieden ist, auf die sich
die zu erhebende Anklage beziehen würde.

(2) In die einjährige Frist ist in den Fällen des
Art. 142 Abs. 2 lit. a bis c des Bundes-Verfassungs-
gesetzes die Zeit von dem Tag, an dem der An-
trag auf Erhebung der Anklage in dem zustän-
digen Vert re tungskörper gestellt worden ist, bis
zur endgültigen Beschlußfassung über diesen An-
trag — jedoch höchstens in der Dauer von sechs
Monaten — nicht einzurechnen.

(3) Das Verfahren über eine beschlossene An-
klage wird durch den Ablauf der Gesetzgebungs-
periode des betreffenden Vertretungskörpers und
bei einer Anklage nach Art . 142 Abs. 2 lit. d oder
nach Art . 102 a Abs. 3 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes durch das Ausscheiden der Bundesregie-
rung aus dem Amte nicht gehindert.
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§ 81. In dem Verfahren über die nach
Art . 142 und 143 oder nach Art . 102 a Abs. 3
des Bundes-Verfassungsgesetzes erhobenen An-
klagen sind, insoweit in diesem Gesetz keine
abweichende Bestimmung getroffen ist, die
Bestimmungen der Strafprozeßordnung sinn-
gemäß anzuwenden.

G. Bei Beschwerden wegen Verletzung ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte
(Art . 144 des Bundes-Verfassungsgesetzes).

§ 82. (1) Die Beschwerde wegen Verletzung
verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte
(Art. 144 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes)
kann n u r nach Erschöpfung des administrat iven
Instanzenzuges innerhalb der Frist von sechs
Wochen nach Zustellung des in letzter Instanz
ergangenen administrat iven Bescheides erhoben
werden. (BGBl. Nr. 132/1947, Art. I Z. 5.)

(2) Die Beschwerde hat den Tatbestand genau
darzustellen.

(3) Der angefochtene Bescheid ist in Urschrift
oder Abschrift anzuschließen; der Tag seiner
Zustellung ist anzugeben.

§ 83. (1) Eine Ausfertigung der Beschwerde
samt Beilagen ist der Behörde, von der der an-
gefochtene Bescheid her rühr t , mi t der Mittei lung
zuzustellen, daß es ihr freisteht, innerhalb einer
Frist, die nicht un te r zwei Wochen zu be-
messen ist, eine Gegenschrift zu erstatten.

(2) Z u r Vorberei tung der Verhandlung kann
den Parteien auch die Ers ta t tung weiterer Äuße-
rungen und Gegenäußerungen innerhalb zu be-
st immender Fristen freigestellt werden.

(3) Eine Verlängerung der Fristen kann nu r
aus erheblichen Gründen bewilligt werden; die
Zust immung der Gegenpartei ist hiezu weder
erforderlich noch ausreichend.

§ 84. Nach Einlangen der Gegenschrift und
der weiteren etwa verlangten Äußerungen oder
nach Ablauf der Fristen beraumt der Präsident
des Verfassungsgerichtshofes die Verhandlung an.

§ 85. Zu dieser Verhandlung sind der Be-
schwerdeführer, die Behörde (§ 83) u n d etwa
sonst Beteiligte zu laden.

§ 86. (1) Die Beschwerde ha t keine aufschie-
bende Wirkung .

(2) W e n n von dem Aufschub des Bescheides,
gegen den die Beschwerde erhoben wurde , kein
erheblicher Nachteil zu besorgen ist oder wenn
mi t dessen Vollzug für den Beschwerdeführer

ein unwiderbringlicher Nachteil verbunden wäre,
kann der Verfassungsgerichtshof auf Ant rag der
Partei aussprechen, daß de r Beschwerde auf-
schiebende Wi rkung zukommt . W e n n der Ver-
fassungsgerichtshof nicht versammelt ist, so hat
dies auf Ant rag des Referenten der Präsident
auszusprechen.

(3) Auf Grund eines solchen Ausspruches hat
die betreffende Behörde den Vollzug des Be-
scheides aufzuschieben und die hiezu erforder-
lichen Verfügungen zu treffen.

§ 86 a. Wi rd vor Schluß der Verhandlung
über die Beschwerde der Nachweis erbracht, daß
der Beschwerdeführer klaglos gestellt erscheint,
so hat der Verfassungsgerichtshof nach Einver-
nehmung des Beschwerdeführers die Beschwerde
als gegenstandslos geworden zu erklären u n d da-
her das Verfahren einzustellen.

§ 87. (1) Das Erkenntnis ha t auszusprechen,
ob eine Verletzung verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteter Rechte stattgefunden hat , u n d bejahen-
denfalls den angefochtenen Bescheid aufzuheben.

(2) Wi rd der Bescheid der Verwaltungsbehörde
aufgehoben, so sind die Verwaltungsbehörden
verpflichtet, in dem betreffenden Falle mi t den
ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mit teln
unverzüglich den der Rechtsanschauung des Ver-
fassungsgerichtshofes entsprechenden Rechtszu-
stand herzustellen. (BGBl. Nr. 132/1947, Art.I
Z. 6.)

(3) Findet der Verfassungsgerichtshof, daß eine
Verletzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter
Rechte nicht stattgefunden hat , so ha t er, falls
ein darauf abzielender Ant rag des Beschwerde-
führers spätestens bis zum Schluß der öffent-
lichen mündlichen Verhandlung gestellt worden
ist, in seinem Erkenntnis auszusprechen, daß die
Beschwerde gemäß Art . 144 Abs. 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes an den Verwaltungsgerichts-
hof abgetreten wird, falls es sich nicht u m einen
Fall handelt , der nach Ar t . 133 des Bundes-
Verfassungsgesetzes von der Zuständigkeit des
Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist.
(BGBl. Nr. 132/1947, Art. I Z. 7 und BGBl.
Nr. 211/1946, Art. II Z. 2.)

§ 88. Der Partei, die unterliegt oder die den
Beschwerdeführer klaglos gestellt hat, kann auf
Antrag der Ersatz der Prozeßkosten auferlegt
werden.

§ 89. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundeskanzleramt betraut.
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86.

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt die am 6. Dezember 1951 in Rom unter-
zeichnete Internationale Pflanzenschutzkonvention, welche also lautet:

(Übersetzung)

Internationale Pflanzen-
schutzkonvention

PRÄAMBEL
Die vertragschließenden Re-

gierungen sind sich der Nütz-
lichkeit der internationalen
Zusammenarbeit in der Bekämp-
fung des Befalls und der Ver-
hütung der Einschleppung und
Verbreitung von Schädlingen
und Krankheiten von Pflanzen
und pflanzlichen Erzeugnissen
über die Grenzen der einzelnen
Länder bewußt und wünschen
eine enge Koordinierung der
Maßnahmen, die zu diesem Ziel
führen können. Sie haben dem-
zufolge nachstehendes beschlos-
sen:

ARTIKEL I

Zweck und Aufgaben

1. Um eine gemeinsame und
wirkungsvolle Kontrolltätig-
keit gegen die Einschleppung
und Verbreitung von Schäd-
lingen und Krankheiten von
Pflanzen und pflanzlichen Er-
zeugnissen zu gewährleisten und
um Bekämpfungsmaßnahmen
zu fördern, haben die vertrag-
schließenden Regierungen be-
schlossen, alle zu diesem Behufe
erforderlichen gesetzlichen, tech-
nischen und administrativen
Maßnahmen zu ergreifen, die
in der Konvention oder in zu-
sätzlichen Vereinbarungen unter
Artikel III angegeben sind.

2. Jede vertragschließende Re-
gierung soll innerhalb ihres
Staatsgebietes die Verantwor-
tung für die Durchführung aller
Bestimmungen dieser Konven-
tion übernehmen.

ARTIKEL II

Zweck

1. Zum Zwecke dieser Kon-
vention soll der Ausdruck
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„Pflanzen" alle lebenden Pflan-
zen sowie Teile derselben um-
fassen, einschließlich Samen,
insoweit die Beaufsichtigung
der Einfuhr derselben unter
Artikel VI der Konvention oder
die Ausgabe phytosanitärer
Zeugnisse darüber unter Ar-
tikel IV (1), (a), (iv), und V
dieser Konvention von den ver-
tragschließenden Regierungen
als notwendig betrachtet werden.
Der Ausdruck „pflanzliche Er-
zeugnisse" soll unverarbeitetes
und ausgemahlenes Material
pflanzlichen Ursprungs um-
fassen, einschließlich Samen, so-
weit diese nicht unter den Aus-
druck „Pflanzen" fallen.

2. Zufolge dieser Konvention
getroffene Vorkehrungen kön-
nen nach Meinung der Regie-
rungen auf Lagerplätze, Behäl-
ter, Förderanlagen und Ver-
packungsmaterial sowie auf alle
Arten von Begleitmaterial ein-
schließlich Erde ausgedehnt
werden, wie sie beim inter-
nationalen Transport von
Pflanzen und pflanzlichen Er-
zeugnissen vorkommen.

3. Diese Konvention soll sich
besonders auf Schädlinge und
Krankheiten beziehen, die für
den internationalen Handel von
Bedeutung sind.

ARTIKEL III

Zusätzliche Vereinbarungen

1. Zusätzliche Vereinbarun-
gen, die für besondere Gebiete,
für besondere Schädlinge oder
Krankheiten, für besondere
Pflanzen und pflanzliche Erzeug-
nisse, für besondere Methoden
des internationalen Transportes
von Pflanzen und pflanzlichen
Erzeugnissen zur Anwendung
kommen oder die anderweitig
die Vorkehrungen der Konven-
tion ergänzen, können von der
FAO auf Empfehlung einer der
vertragschließenden Regierun-
gen oder auf Grund ihrer
eigenen Initiative vorgeschlagen
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werden, um speziellen Pflanzen-
schutzproblemen zu begegnen,
die einer besonderen Aufmerk-
samkeit oder Tätigkeit be-
dürfen.

2. Jede derartige zusätzliche
Vereinbarung soll für alle ver-
tragschließenden Regierungen
nach Genehmigung in Über-
einstimmung mit den Bestim-
mungen der Konstitution und
der Geschäftsordnung der FAO
in Kraft treten.

ARTIKEL IV

Nationale Organisation zum
Zwecke des Pflanzenschutzes

1. Jede vertragschließende Re-
gierung soll nach ihren besten
Kräften sobald als möglich Vor-
kehrungen treffen:

a) für eine offizielle Pflan-
zenschutzorganisation mit
folgenden Hauptaufgaben:

i) Überwachung wachsen-
der Pflanzen, von An-
bauflächen (einschließ-
lich Felder, Plantagen",
Baumschulen, Gärten,
Glashäuser) und von
Pflanzen und pflanz-
lichen Erzeugnissen, die
sich in Lagerräumen
oder auf dem Transport
befinden, besonders zum
Zweck der Bericht-
erstattung über das
Vorhandensein, den Aus-
bruch und die Verbrei-
tung von Schädlingen
und Pflanzenkrankhei-
ten und der Bekämp-
fung dieser Schädlinge
und Krankheiten;

ii) Überwachung von Sen-
dungen von Pflanzen
und pflanzlichen Er-
zeugnissen, die für den
internationalen Handel
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bestimmt sind, und, so-
weit zweckmäßig, an-
derer Artikel oder
Waren, die Gegenstand
des internationalen
Handels unter Bedin-
gungen bilden, wo sie
zufällig als Träger von
Schädlingen und Krank-
heiten von Pflanzen und
pflanzlichen Erzeug-
nissen auftreten können,
sowie Überwachung
und Beaufsichtigung von
Lager- und Transport-
anlagen aller Art, die
mit dem internationalen
Handel entweder von
Pflanzen und pflanz-
lichen Erzeugnissen oder
von anderen Waren zu
tun haben, besonders zu
dem Zweck, die Ver-
breitung von Schädlin-
gen und Krankheiten
von Pflanzen und
pflanzlichen Erzeugnis-
sen über die Landes-
grenzen hinaus zu ver-
hindern;

iii) Entwesung und Ent-
seuchung von Sendun-
gen von Pflanzen und
pflanzlichen Erzeugnis-
sen, die in den Welt-
handel kommen, sowie
deren Behältern, Lager-
räumen oder aller Arten
verwendeter Transport-
einrichtungen;

iv) Ausgabe von Zeugnissen
hinsichtlich des phyto-
sanitären Zustands und
des Ursprungs von
Sendungen von Pflan-
zen und pflanzlichen
Erzeugnissen (weiterhin
als phytosanitäre Zeug-
nisse bezeichnet);

b) für die Verbreitung von
Informationen innerhalb
des Landes in bezug auf
Schädlinge sowie auf
Krankheiten von Pflanzen
und pflanzlichen Erzeug-
nissen und auf Mittel zu
deren Verhütung und Be-
kämpfung;
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c) für Forschungen und Un-
tersuchungen auf dem
Gebiet des Pflanzen-
schutzes.

2. Jede vertragschließende Re-
gierung soll dem Generaldirek-
tor der FAO eine Beschreibung
der Aufgaben ihrer nationa-
len Pflanzenschutzorganisationen
und der Veränderungen in
einer solchen Organisation zu-
gehen lassen. Dieser soll der-
artige Mitteilungen an alle
unterzeichneten Regierungen
weitergeben.

ARTIKEL V

Phytosanitäre Zeugnisse

1. Jede vertragschließende Re-
gierung soll Maßnahmen für die
Ausgabe von phytosanitären
Zeugnissen treffen, die den Pflan-
zenschutzbestimmungen anderer
vertragschließender Staaten ent-
sprechen, und zwar in Über-
einstimmung mit folgenden
Vorkehrungen:

a) Die Inspektion soll durch-
geführt und Atteste aus-
gefertigt werden nur mit
Genehmigung von tech-
nisch qualifizierten und
ordnungsgemäß bevoll-
mächtigten Beamten und
unter solchen Umständen
und mit solcher Kenntnis
und Information dieser
Beamten, daß die Behör-
den der Einfuhrländer
diese Zeugnisse als ver-
trauenswürdige und ver-
läßliche Dokumente ent-
gegennehmen können;

b) jedes Zeugnis, das sich
auf Pflanz- oder Vermeh-
rungsmaterial bezieht,
soll sich des Wortlauts in
der Anlage zu dieser Kon-
vention bedienen und. soll
solche zusätzliche Erklä-
rungen enthalten, wie sie
vom Einfuhrland gefor-
dert werden. Das Muster-
zeugnis kann auch für
andere Pflanzen und
pflanzliche Erzeugnisse
verwendet werden, soweit
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dies zweckmäßig erscheint
und nicht im Widerspruch
mit den Erfordernissen
des Einfuhrlandes steht;

c) die Zeugnisse sollen keine
Abänderungen oder Ra-
dierungen enthalten.

2. Jede vertragschließende Re-
gierung verpflichtet sich, keine
Lieferungen von Pflanzen, die
zu Pflanz- und Vermehrungs-
zwecken in ihr Staatsgebiet ein-
geführt werden, zu überneh-
men, die von phytosanitären
Zeugnissen begleitet sind, wel-
che mit dem Mustertext der
Anlage zu dieser Konvention
nicht in Übereinstimmung
stehen.

ARTIKEL VI

Einfuhrbedingungen

1. Zum Zwecke der Verhin-
derung der Einschleppung von
Krankheiten und Schädlingen
in ihr Gebiet sollen die vertrag-
schließenden Regierungen volle
Autorität besitzen, die Einfuhr
von Pflanzen und pflanzlichen
Erzeugnissen zu regeln. Zu die-
sem Zweck können sie:

a) Einfuhrbeschränkungen
und Bedingungen für
Pflanzen und pflanzliche
Produkte vorschreiben;

b) die Einfuhr einzelner
Pflanzen und pflanzlicher
Erzeugnisse oder beson-
derer Sendungen von
Pflanzen und pflanzlichen
Erzeugnissen verbieten;

c) besondere Sendungen von
Pflanzen und pflanzlichen
Erzeugnissen inspizieren
oder zurückhalten;

d) bestimmte Einzelsendun-
gen von Pflanzen und
pflanzlichen Produkten
behandeln, vernichten oder
zurückweisen oder ver-
langen, daß solche Sen-
dungen behandelt oder
zerstört werden.
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2. Um Behinderungen des
Welthandels möglichst zu ver-
ringern, soll jede vertragschlie-
ßende Regierung den Vorkeh-
rungen, die in Absatz 1 dieses
Artikels erwähnt sind, in Über-
einstimmung mit Nachstehen-
dem Rechnung tragen:

a) Die vertragschließenden
Regierungen sollen in
ihrer Pflanzenschutzgesetz-
gebung keine der im Ab-
satz 1 dieses Artikels auf-
geführten Maßnahmen er-
greifen, es sei denn, daß
solche Maßnahmen aus
phytosanitären Erwägun-
gen notwendig sind.

b) Wenn eine vertragschlie-
ßende Regierung Ein-
schränkungen oder Erfor-
dernisse hinsichtlich der
Einfuhr von Pflanzen und
pflanzlichen Erzeugnissen
in ihr Staatsgebiet fest-
setzt, so soll sie diese Ein-
schränkungen oder Erfor-
dernisse veröffentlichen
und unverzüglich die Pflan-
zenschutzdienste anderer
vertragschließender Regie-
rungen und die FAO
verständigen.

c) Wenn eine vertragschlie-
ßende Regierung auf
Grund ihrer Pflanzen-
schutzgesetzgebung die
Einfuhr irgendwelcher
Pflanzen oder pflanzlicher
Erzeugnisse verbietet, so
soll sie ihre Entscheidung
mit Angabe von Gründen
veröffentlichen und un-
verzüglich die Pflanzen-
schutzdienste anderer ver-
tragschließender Regie-
rungen und die FAO ver-
ständigen.

d) Falls eine vertragschlie-
ßende Regierung Sendun-
gen besonderer Pflanzen
oder pflanzlicher Erzeug-
nisse nur über gewisse
Grenzorte einzuführen
wünscht, so sollen diese
Orte so gewählt werden,
daß sie den internatio-
nalen Handel nicht beein-
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trächtigen. Die vertrag-
schließende Regierung soll
eine Liste dieser Orte ver-
öffentlichen und diese den
Pflanzenschutzdiensten an-
derer vertragschließender
Regierungen und der FAO
übermitteln. Solche Be-
schränkungen der Grenz-
orte sollen nur erfolgen,
wenn die betreffenden
Pflanzen oder pflanzlichen
Erzeugnisse mit einem
phytosanitären Zeugnis
versehen sein müssen oder
einer Prüfung oder Be-
handlung zu unterwerfen
sind.

e) Jede Untersuchung durch
einen Pflanzenschutzdienst
der vertragschließenden
Regierung von zum Im-
port angebotenen Pflan-
zensendungen soll un-
ter Berücksichtigung der
leichten Verderblichkeit
der betreffenden Pflanzen
so rasch als möglich er-
folgen. Falls eine Sen-
dung den Anforderungen
der Pflanzenschutzgesetz-
gebung des Einfuhrlandes
nicht entspricht, soll der
Pflanzenschutzdienst des
Exportlandes hievon ver-
ständigt werden. Falls die
Sendung vollständig oder
teilweise vernichtet wird,
so soll sofort ein offi-
zieller Bericht an den
Pflanzenschutzdienst des
Exportlandes ergehen.

f) Die vertragschließenden
Regierungen sollen ohne
Gefährdung ihrer eigenen
Pflanzenerzeugung Vor-
kehrungen treffen, die die
Anzahl der Fälle auf ein
Mindestmaß reduzieren,
in denen phytosanitäre
Zeugnisse bei Einfuhr von
Pflanzen oder pflanzlicher
Erzeugnisse, die nicht als
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Pflanzmaterial (wie z. B.
Getreide, Obst, Gemüse
und Schnittblumen) zu
dienen haben, gefordert
werden.

g) Die vertragschließenden
Regierungen können für
Importe, die dem Zwecke
wissenschaftlicher Unter-
suchungen von Pflanzen
und pflanzlicher Erzeug-
nisse sowie von Arten ge-
wisser Pflanzenschädlinge
und krankheitserregender
Organismen dienen, Vor-
kehrungen unter Bedin-
gungen treffen, die eine
weitgehende Sicherung
gegen die Gefahr der Ver-
breitung von Pflanzen-
krankheiten und Schäd-
lingen gewährleisten.

3. Die in diesem Artikel er-
wähnten Maßnahmen sollen sich
nicht auf Warengattungen be-
ziehen, die für den Transit
durch die Staatsgebiete der ver-
tragschließenden Regierungen
bestimmt sind, es sei denn, daß
derlei Maßnahmen zum Schutze
ihrer eigenen Pflanzen notwen-
dig sind.

ARTIKEL VII

Internationale Zusammenarbeit

Um die Ziele der Konvention
zu erreichen, sollen die vertrag-
schließenden Regierungen mit-
einander weitestgehend zusam-
menarbeiten, und zwar beson-
ders in folgender Hinsicht:

a) Jedes vertragschließende
Land ist damit einver-
standen, daß es mit der
FAO bei Aufstellung eines
zentralen Weltinforma-
tionsdienstes über Pflan-
zenkrankheiten und Schäd-
linge unter voller Aus-
nützung bereits bestehen-
der Einrichtungen und
der Hilfe von Organisa-
tionen, die diesem Zwecke
dienen, zusammenarbeitet,
und daß es, wenn dieser
Dienst errichtet ist, der
FAO periodisch folgende
Informationen liefert:
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i) Berichte über Auftreten,
Ausbruch und Verbrei-
tung von wirtschaftlich
wichtigen Schädlingen
und Krankheiten von
Pflanzen sowie pflanz-
licher Erzeugnisse, die
von sofortiger oder er-
heblicher Gefahr sein
können;

ii) Informationen über als
wirksam erkannte Mit-
tel der Bekämpfung
von Schädlingen und
Krankheiten von Pflan-
zen und pflanzlichen
Erzeugnissen.

b) Jede vertragschließende
Regierung soll sich soweit
als möglich an allen be-
sonderen Aktionen zur
Bekämpfung besonders
unheilbringender Schäd-
linge und Krankheiten
beteiligen, die die Pflan-
zenproduktion besonders
gefährden könnten und
die ein internationales
Einschreiten zur Meiste-
rung der Gefahr notwen-
dig machen.

ARTIKEL VIII

Regionale Organisation des
Pflanzenschutzes

1. Die vertragschließenden
Regierungen verpflichten sich,
untereinander durch die Errich-
tung regionaler Pflanzenschutz-
Organisationen für geeignete Ge-
biete zusammenzuarbeiten.

2. Die regionalen Pflanzen-
schutzorganisationen sollen als
koordinierende Stellen in ihren
Gebieten fungieren und sollen
sich an den verschiedenen Ar-
beiten beteiligen, die zur Erfül-
lung der Zwecke dieser Kon-
vention in Betracht kommen.

ARTIKEL IX

Schlichtung von Streitfragen

1. Falls Meinungsverschieden-
heiten hinsichtlich der Interpre-
tation oder der Anwendung
dieser Konvention auftreten,
oder wenn eine vertragschlie-
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ßende Regierung der Ansicht
ist, daß eine Maßnahme einer
anderen Regierung in Wider-
spruch mit ihren Verpflichtun-
gen gemäß Artikel V und VI
dieser Konvention ist, insbeson-
dere was die Grundlagen des
Verbotes oder der Beschränkung
der Einfuhr von Pflanzen oder
pflanzlichen Erzeugnissen aus
ihrem eigenen Gebiet betrifft,
können die betreffenden Regie-
rungen den Generaldirektor der
FAO ersuchen, ein Schlichtungs-
komitee zu errichten.

2. Der Generaldirektor der
FAO soll sodann, nach Beratung
mit den betreffenden Regie-
rungen, ein Expertenkomitee
einsetzen, dem Vertreter dieser
Regierungen angehören sollen.
Dieses Komitee soll die Streit-
frage durchbesprechen und hie-
bei alle Dokumente und andere
Beweisstücke, die von den be-
treffenden Regierungen vorge-
legt werden, in Erwägung
ziehen. Das Komitee soll dem
Generaldirektor der FAO einen
Bericht vorlegen, den dieser den
betreffenden Regierungen und
anderen vertragschließenden
Regierungen übermitteln soll.

3. Die vertragschließenden
Regierungen sind damit ein-
verstanden, daß die Empfehlun-
gen eines solchen Komitees, ob-
wohl sie nicht bindender Natur
sind, die Grundlage für eine
neuerliche Erwägung des Sach-
verhaltes, aus dem die Streit-
frage entstand, durch die Regie-
rungen bilden soll.

4. Die betreffenden Regie-
rungen sollen zu gleichen Teilen
die Kosten für die Experten
tragen.

ARTIKEL X

Ersatz eines früheren Abkom-
mens

Die vorliegende Konvention
soll im Rahmen der vertrag-
schließenden Regierungen die
Internationale Konvention über
Maßnahmen gegen die Phyl-
loxera vom 3. November 1881
und die zusätzliche Konvention,
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unterzeichnet in Bern am
15. April 1889, sowie die Inter-
nationale Pflanzenschutzkonven-
tion, unterzeichnet in Rom am
16. April 1929, beenden und
ersetzen.

ARTIKEL XI

Territoriale Anwendung

1. Jede Regierung kann zur
Zeit der Ratifizierung oder der
Annahme oder zu jeder belie-
bigen späteren Zeit dem Gene-
raldirektor der FAO eine Erklä-
rung übermitteln, daß diese
Konvention sich auf ein oder
alle Gebiete, für deren inter-
nationale Beziehungen sie ver-
antwortlich ist, ausgedehnt wer-
den soll, und daß diese Kon-
vention anwendbar sein soll auf
alle Territorien, die in der Er-
klärung aufgeführt sind, und
zwar vom 13. Tage ab nach
Erhalt der Erklärung durch den
Generaldirektor.

2. Jede Regierung, die dem
Generaldirektor der FAO eine
Erklärung in Übereinstimmung
mit dem Absatz 1 dieses Arti-
kels mitgeteilt hat, kann jeder-
zeit eine weitere Erklärung ab-
geben, die den Inhalt jeder frü-
heren Erklärung abändert oder
die Anwendung der Bestim-
mungen der vorliegenden Kon-
vention in bezug auf irgend-
ein Gebiet beendigt. Eine der-
artige Abänderung oder Been-
digung soll vom 13. Tage ab
nach Erhalt der Erklärung
durch den Generaldirektor
wirksam werden.

3. Der Generaldirektor der
FAO soll jede Signatar- oder
Mitgliedsregierung über jede
Erklärung, die er nach Maßgabe
dieses Artikels erhalten hat, in
Kenntnis setzen.

ARTIKEL XII

Ratifikation und Beitritt

1. Diese Konvention soll zur
Unterzeichnung für alle Regie-
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rungen bis 1. Mai 1952 offen-
stehen und soll so bald als mög-
lich ratifiziert werden. Ratifika-
tionsurkunden sollen beim
Generaldirektor der FAO hin-
terlegt werden, der jeder der
Signatarregierungen das Datum
der Hinterlegung zur Kenntnis
bringen soll.

2. Sobald die Konvention
nach Maßgabe des Artikels XIV
in Kraft getreten ist, soll sie
für den Beitritt von Nicht-
Signatarregierungen offenstehen.
Der Beitritt soll durch Hinter-
legung einer Beitrittserklärung
beim Generaldirektor der FAO
bewirkt werden. Letzterer soll
alle Signatar- und Mitglieds-
regierungen hievon benachrich-
tigen.

ARTIKEL XIII

Abänderungen

1. Jeder von einer vertrag-
schließenden Regierung ge-
machte Vorschlag einer Abände-
rung dieser Konvention soll
dem Generaldirektor der FAO
mitgeteilt werden.

2. Jeder Abänderungsvor-
schlag für diese Konvention,
die der Generaldirektor der
FAO von einer vertragschlie-
ßenden Regierung erhält, soll
einer regulären oder Sonder-
sitzung der FAO-Konferenz zur
Annahme vorgelegt werden,
und wenn die zusätzlichen Be-
stimmungen wichtige technische
Änderungen in sich schließen
oder zusätzliche Verpflichtungen
für die Regierungen beinhalten,
von einem beratenden Exper-
tenkomitee, das von der FAO
vor der Konferenz einzuberufen
ist, durchbesprochen werden.

3. Die Benachrichtigung über
eine vorgeschlagene Abänderung
der Konvention soll den Regie-
rungen von dem Generaldirek-
tor der FAO nicht später als
zum Zeitpunkt der Aussendung
der Tagesordnung für die Kon-
ferenz übermittelt werden, auf
der die Angelegenheit behandelt
wird.



308 Stück 20, Nr. 86.

4. Jeder derartige Abände-
rungsvorschlag der Konvention
bedarf der Billigung der FAO-
Konferenz und soll vom
13. Tage nach Annahme durch
zwei Drittel der vertragschlie-
ßenden Regierungen in Kraft
treten. Änderungen, die neue
Verpflichtungen für die vertrag-
schließenden Regierungen mit
sich bringen, sollen jedoch hin-
sichtlich jeder vertragschließen-
den Regierung erst bei ihrer
Annahme, und zwar vom
13. Tage nach dieser Annahme,
in Kraft treten.

5. Die Dokumente für die
Annahme dieser Abänderungen,
die neue Verpflichtungen mit
sich bringen, sollen beim Gene-
raldirektor der FAO hinterlegt
werden, der alle vertragschlie-
ßenden Regierungen von dem
Erhalt der Annahmeerklärungen
und von dem Inkrafttreten der
Änderungen verständigen soll.

ARTIKEL XIV

Inkrafttreten

Sobald die Konvention von
drei Signatarregierungen rati-
fiziert ist, soll sie unter diesen
Regierungen in Kraft treten.
Sie soll für jede nachträglich
ratifizierende oder beitretende
Regierung von dem Tage der
Hinterlegung des Ratifizierungs-
oder Beitrittsdokumentes ab in
Kraft treten.

ARTIKEL XV

Kündigung

1. Jede vertragschließende Re-
gierung kann jederzeit die
Konvention durch Benachrich-
tigung des Generaldirektors der
FAO kündigen. Dieser soll so-
gleich alle Signatar- und Mit-
gliedsregierungen informieren.

2. Die Kündigung tritt ein
Jahr nach Erhalt der Benach-
richtigung durch den General-
direktor der FAO in Kraft.
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Geschehen in Rom, am
6. Dezember 1951 in einfacher
Ausfertigung in englischer,
französischer und spanischer
Sprache, wobei jeder Text in
gleicher Weise authentisch ist.
Die Originale werden im Ar-
chiv der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen hinterlegt wer-
den. Beglaubigte Abschriften
werden durch den Generaldirek-
tor der FAO jedem Signatar-
oder Mitgliedstaat zugestellt
werden.

ZU Urkund dessen haben die
hiezu ordnungsgemäß Bevoll-
mächtigten an dem ihrer Unter-
schrift beigesetzten Datum die
vorliegende Konvention im
Namen ihrer Regierungen
unterzeichnet.

Für Österreich:
Dr. R. Philipp

6. Dezember 1951

Für das Königreich Belgien:
Albert Van Houtte

(ad ref.)
6. Dezember 1951

Für Brasilien:
Josué de Castro

(ad ref.)
6. Dezember 1951

Für Kanada:
Dr. G. S. Barton

(ad. ref.)
6. Dezember 1951

Für Ceylon:
G. C. S. Corea

7. Dezember 1951

Für Ägypten:
Auf Grund der Tatsache, daß

die Königlich Ägyptische Regie-
rung die Existenz von Israel nicht
anerkennt und bis jetzt nicht an-
erkannt hat, bindet meine Unter-
schrift zu dieser Konvention meine
Regierung in keiner Weise gegen-
über Israel und wurde unter Vor-
behalt aller diesbezüglichen Rechte
gestattet.

Mohamed Ali El Kilany Bey
(ad ref.)

6. Dezember 1951
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Für Frankreich:

André Mayer
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Indien:

J. N. Khosla

30. April 1952

Für die Vereinigten Staaten
von Indonesien:

S. Suryo-Di-Puro
6. Dezember 1951

Für Irland:

Thomas Walsh
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Israel:

Moshe Ishay
6. Dezember 1951

Für Japan:

R. Yamazoe
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Libanon:

Für das Großherzogtum
Luxemburg:

Bruck

(ad ref.)

16. Jänner 1952

Für das Königreich
der Niederlande:

S. L. Louwes
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Neuseeland:

C. Hopkirk
6. Dezember 1951

Für Pakistan:

Für die Republik der
Philippinen:

José S. Camus
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Portugal:

Antonio de Sousa de Camara
6. Dezember 1951

Für Spanien:

Carlos Segura
10. Dezember 1951
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Für die Schweiz:

L. Maire

6. Dezember 1951

Für Thailand:

Phra Chuang Kashetra

6. Dezember 1951

Für die Südafrikanische Union:

S. J. de Swardt
6. Dezember 1951

Für das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nord-Irland:

Carrington
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für die Vereinigten Staaten von
Amerika:

Ph. V. Cardon
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Viet-Nam:

Für Jugoslawien:

Delibor Solatic

(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Kuba:

Carlos Martinez
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Dänemark:

A. P; Jacobsen
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Salvador:

Rod Berg Schönenberg
(ad ref.)

6. Dezember 1951

Für Schweden:

Johan Beck-Friis
11. Dezember 1951

Für Italien:

Amintore Fanfani
(ad ref.)

2. Feber 1952

Für Ekuador:
Jacome
(ad ref.)

12. Mai 1952
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Für Chile:

C. Campo R.
3. April 1952

Für Guatemala:

Cosenza G.

(ad ref.)

23. April 1952

Für Costa Rica:

Teodoro B. Castro
(ad ref.)

28. April 1952

Für Kolumbien:

Eduardo Zuleta Angel
29. April 1952

Für die Bundesrepublik
Deutschland:

Clemens v. Brentano
(ad ref.)

30. April 1952

Für die Regierung von Australien:

C. V. Kellway
30. April 1952

Für Uruguay:
C. Giambruno

(ad ref.)
30. April 1952
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Beilage

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung
der in dieser Konvention enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Repu-
blik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 24. September 1952.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Figl

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Thoma

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber

Da die Ratifikationsurkunde am 21. Oktober 1952 beim Generaldirektor der FAO in Rom
hinterlegt worden ist, ist die Internationale Pflanzenschutzkonvention gemäß ihrem Artikel XIV
am gleichen Tage für Österreich in Kraft getreten.

Raab


